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Frau Dr. Margon 

Entwurf eines Bundesgesetzes über die Rechtspersönlichkeit von religiösen 

Bekenntnisgemeinschaften; Stellungnahme 

Bezug: Do ZI7836/1-9c/97 

Zum ob bezeichneten Gesetzentwurf gibt das Amt der Salzburger Landesregierung 

folgende Stellungnahme bekannt: 

Der vorliegende Gesetzentwurf sollte ergänzt werden. Zusätzlich zu den staatlich aner­

kannten Kirchen- und Religionsgesellschaften wird das Rechtsinstitut von staatlich ange­

zeigten religiösen Bekenntnisgemeinschaften mit Rechtspersönlichkeit geschaffen. Diese 

haben die Voraussetzungen der §§ 4 und 5 zu erfüllen. Angehörige dieser Bekenntnis­

gemeinschaften haben in öffentlichen Urkunden jedoch nach wie vor den Status "ohne 

Bekenntnis" anzugeben. Dies erscheint diskriminierend. Aus der Eintragung in öffent­

liche Urkunden entstehen diesbezüglich keine gesetzlichen Pflichten. Verpflichtungen 

gegenüber der Bekenntnisgemeinschaft entstehen durch die Mitgliedschaft. Angehörigen 

dieser Bekenntnisgemeinschaft sollte ebenfalls die Möglichkeit eröffnet werden, ihre 

Zugehörigkeit in Urkunden zu dokumentieren. Eine Verpflichtung sollte nur soweit 

bestehen, als eine solche auch für Angehörige einer staatlich anerkannten Kirche oder 

Religionsgesellschaft gilt. 
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Gleichschriften dieser Stellungnahme ergehen ue an die Verbindungsstelle der Bundes­

länder, an die übrigen Ämter der Landesregierungen, 25 Ausfertigungen an das Präsi­

dium des Nationalrates und fünf Ausfertigungen an das Präsidium des Bundesrates. 

Für die Landesregierung: 

Dr. Herfrid Hueber 

Landesamtsdirektor 
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